
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

X. Verhältnis zwischen Staat und Kirche. Staatskirchenrecht

urn:nbn:de:bsz:31-323486

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-323486


—

lassene

2. 10

19490 — VBI f E

verordnung vom 15. 6. 1950 ( VBl . S. 39) erganger

ist . Von einer Anwendung auf die be 8 en
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Angesfelltenverfragsverhälf
stand genommen

sich die finanziel

serfe , ist die Angleichung der Gehälter und Be

züge an diejeniger des àuherkirchlichen öffent

lichen Dienstes erfolgt , und es konnten auch die

Bezüge der Pfarrer , der Ruhesfandspfarrer und

der Pfarrwitwen entsprechend der Teuerung er

höhf werden . Heufe sind die Enflohnungen der

Kkirchlichen Diener denen der Bediensfeten des

öffenflichen Dienstes angepaßf . Es isf nicht

Orden

erforderlich , die einzelnen Geset 20 die zudiesem

Zweck ergehen mußten , hier noch au itzufü hren

4. Es wurde schon la nge als ein s Miß

stand empfunden , daß die Ar gestellten der Lan

deskirche im Falle ihrer Validifät oder ihres

Alters nur auf die Sozialrenfe der
2

llten -

Versicherung angewiesen Waren . n Mih

stand ist gesteuert worden durch das kirchlich

Gesefz , die Zusatzversicherung der Iügeslellten
der Vereinigten Evang . - Prol . Ba -

dens beir . , vom 24 . 10. 1 S. 57) . Dieses

Gesetz haf den Evang . 99 — ermäch

tigt, mif Wirkung vom 1. Januar 1952

zanstalf und der Länder

. Angestellten, die

Versorgungsanstalf versicl

in den Genuß der
sai

kommen Soν eꝯif die

Alter erreichf
—. ——reichende Zusafzversorgung

mehr ermöglichf , wird der fehlende Betrag , wenn

gewisse zeiflic he Voraussef zungen erfüllf sind ,

von der Landeskirche selbst zugezahlf . Damit

st nun Vorsorge getroffen , daß die über 200 An.

ſestellten eine aàusreichende Alfersversorgung

5. Mit Verordnung vom 5. 10. 1949 ( VBl. S. 62

ist mit Wirkung vom 1. 6. 1950 eine neue von

Kirchenarchivar Erbacher ausgearbeifefe Archiv .

und Registrafurordnung eingeführf worden . Dis

bisherigen Erfahrungen mit dieser Neuordnung
nd günsfig

Stafistisches zur Seelenzahl der Landeskirche .

Nachdem am 13. 9. 1050 in Nord - und Süd-

daden eine gleichmäßige , die Konfessionsan .

gaben nachweisende Volkszäl
— staftgefun

den haf , kann hier ein vergleichender Ueber

lick über die Zunahme der und

er Seelenzahl unserer Landeskirche gegenüber
er Volkszählung vom 16 6. 1933 und 17. 5

539 gegeben werden . Die W ohnb evölkerung
in Baden befrug àm 16. 6. 1933 2412 951 , àm

17. 5. 1930 2 457 323 und àm 13. 9. 1950 147252
dbaden und 1 3380 in S5dbaclet

Von dieser Wohnbevölkerung gehör
am 13. 9. 1950 der en Landes .

1 àn 1065 482 37,0 , der römisch - Katho -

lischen Kirche 1 654 471 58,85 , während 91 100

Bewohner = 3,26 zu sonstigen Religionsge -
meinschaften gehören oder bekennfnislos sind

Unsere Landeskirche zählte nach der Volkszäh

lung Vvom 1“ . 6. 1933 920 788 Seelen 38,2 der

ch der vom 17 . 5

n 38,1
.

Die Seelenzahl hat

also zugenommen gegen Wer 1939 um 120 330

Uale Anteil ist gesunken von 38,19

X . Verhältnis zwischen Staat und Kirche .

Staatskirchenrecht .

1. Nach dem Bonner Grundgeseiz ( GG) vom

23. 5. 1949 ist die Kulfurpolifik grundsäfzlich

Sache der Länder . In den S des

I. Abschn . des GG sind àber doch einige Bestfim -

mungen enthalfen , die für Er⸗ d Schule

von Bedeufung sind . In Art. 68, der sich mif

Ehe und Familie , Mufter und Kind, befaßhf , findet

das Elfernrecht eine Anerkennung , wenn dies

duch nur zaghaft
t geschiehf , ähnlich wie in

Arf . 120 Weimarer Verfassung . Es heißbf in Arf . 6

Abschn . 2 : Pflege und Erziehung der Kinder sind

das natürliche Rechf der Eltern und die zuvör -

erst ihnen obliegende Pflicht . Ueber ihre Be -

lätigung wacht die staafliche Gemeinschaft . “

Aus dem Umstand , daß diese Aussage sich im

Zusammenhang mit familienrechflichen Besfim .

mungen findet , ist sogar hergeleitet worden , dab

sie sich nur auf auperschulische Beziehungen er —

streckt , eine Auffassung , der nicht beigefreten
werden kann .

Der Art . 7 GG , der für das Schulwesen und

den Religionsunferrichf Richflinien aufsfellt , be -

stimmt , daß das gesamte Schulwesen unter der

Aufsicht des Staafes steht . Wenn man bedenkt ,

daß diese Aufsichf sich nichf nur darauf azu er -

strecken haf , daß die vorhandenen Gesetze ein -

gehalfen werden , sondern , wie dies die hert -

schende Meinung isf , ein Bestimmungsrecht über
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bedenkt ,

uf zu er —

etze ein -

lie herr -

cht über

den Charakfer der Schule , di. e Schulgaffun

gen , über den Lehrplan und die Schulleitung u

labt , so sieht man , daß hier das G08
an dem Stantlichen Schulmonopol 1 2

den Religionsunterricht ist bestimmt ,

niehungsberechfigten das Recht habe

feilnahme des Kindes an ihm zu best immen
Art . 7 Abs . 2 SG) . Er ist in den öffenflicl

dchulen mit Ausnahme der

§ chulen ordenfliches Lehrfach .

staaflichen Aufsichfsrechts wird er in

ztimmung mit den Grundsäfzen der Religi
meinschaff erfeilf . Kein Lehrer darf gegen

Willen verpflichfet werden , Religionsunferricht

zu erteilen ( Art . 7 Abs . 3 GG) . Die Errichtung von
privafschulen wird gewährleisfef .Sie sind gene

migungspflichfig und für die Erteilung oder Veer -

zagung der Genehmigung sind berimee Be

dingungen vorgesehen ( Arf . 7 Abs .

vatwolksschule ist nur zugelassen , wenn die

Unterrichtsverwaltung ein besonderes pädago -

gisches Interesse anerkennf oder - und hier friff

wieder ein Stück Elfernrecht in * scheinunꝗ

F 52EIne KII

auf Antrag von Erzieh ungsber 20 5 enn sie

als Gemeinschaftsschule , als 83 ennfnis - oder

Weltanschauungsschule errichtet werden soll

und eine öffenfliche Volksschule dieser Art in

der Gemeinde nichf besfehf . Hieraus wird deut -

lich, in welch sfarker Weise das Elfernrecht ein -

geschränkt ist .

In Arfikel 140 werden die Bestimmungen
der Art . 136 , 137 , 138 , 139 und 141 der Wei⸗

marer Verfassung vom 11 . 8. 1919 als Besfand -

teile des Grundgesefzes De sinderklärf . amif

alle Zweifel über die Geltung der genanntfen

Atikel , die im wesenflichen grund
Verhältnis zwischen Staaf und Ki

dtzlich das

he regeln ,
behoben . Damif isf aber nicht ohne weiferes

gesagt , daß dieses Verhälfnis in jeder Be -

iehung das gleiche 155 wWie es zur Zeit der Gel -

tung der Weimarer Verfassung war . Wie Staaf

und Kirche zueinander stehen , bestimmf sich

letztlich nichf aàus posifiv - rechflichen Bestimmun -

gen heraus , sondern aus der Gesamfeinstellung ,
die die Oeffenflichkeit und mit ihr die Parla -

mente und die Regierung zu dem Auftrag , den

die Kirche als die von Gott gesefzte Stiftung dem

Volk gegenüber auszuführen haf , einnimmt . Es

ist deshalb sehr wohl möglich , daß die genann-
ten Arfikel der Weimarer — mag der

Wortlaut heufe auch noch der gleiche sein wie

seinerzeif , in ihrer Auslegung und Anwendung
eine Sinnänderung zu erfahren haben . Denn

Staat und Kirche stehen heute doch wohl in

einem anderen Verhälfnis , als sie zur Zeit der

Weimarer Republik gestanden sind .

2. Die Beziehungen zwischen dem Land Würf⸗

temberg - Baden und dem Land Baden einerseits

und der evangelischen Landeskirche anderer -

seits waren in der Berichtszeit geordnef und

treundschaftlich . Der Kirchenvertrag von 1932

35

keinem der beiden Länder in seiner

Rechts sgültigkeit irgendwie in Zweifel gezogen
rorden . Die Staafsleistung auf Grund des Art . IV

des Verna ges wurde anstandslos bevrirkt und

gegen Ende des Jahres 1951 von beiden Ländern

anerkanntf , daß eine den vermehrfen Ausgaben
der Landeskirche entsprechende Erhöhung ein -

treten müsse .

VOn181

Auch der Beifrag zur Aufbesserung gering be -

soldeter evangelischer Pfarrer aus Staafsmiffeln ,

der seit dem befristeten Aufbesserungsgesefz
von 1876 gewährt wurde , das immer wieder ver -

ängert worden war , wurde seit 1948 in Höhe

von 900 000 DM geleisfef . Die Leisfung sfüfzf sich

heufe allerdings nicht mehr wie früher àuf ein

Gesetz , das 1034 ablief , sondern auf die jeweilige
im Haushalf erfolgte Bewilligung . Die Rechfs -

lage der Landeskirche ist damif um einiges ver -

schlechtert . Auch hier wurde dem Grunde nach

eine Erhöhung des Betrags gegen Ende 1051 an -

erkannf .

3. Für Baden ( Südbaden ) ist unterm 6. 2. 1951

( Bad. Ges. u. VBl. S. 13) ein Gesefz über das Privaf -

schulwesen und den Privafunterrichf Privat -
schulgesefz ) ergangen , das diesen Gegensfand

Bestimmungen des Bad . Schulgesefzes
vom 7. 7. 1910 außer Kraft sefzt .

Für die Lehrerbildung in Südbaden isf noch

von Bedeutung die Bekannfimachung des Bad .

Ministeriums des Kulfius und Unferrichis vom

9. 10 . 1951 ( Min. Bl . Ausgabe A S. 342) , in welcher

durch eine einfache Verwalfungsanordnung be -

1 ist , daß im überlieferten badischen Sinn

t Beginn des Schuljahres 1951/52 im Land Ba -
858 fol 9 nde 4 Pädagogische Akademien be -

stehen : in Freiburg und Gengenbach für katho -

lische Männer und Frauen , in Lörrach für evan -

gelische Männer und Frauen und in Waldkirch

für katholische , evangelische und sonsfige Män -

ner und Frauen . Die Verlegung an andere Orte

bleibt vorbehalten . Die Zufeilung zu einer der

4 Akademien erfolgt auf der Grundlage der Mel -

dung . Tatsächlich sind die Akademien , wie an

anderer Stelle berichfef , örflich anders verfeilf .

4. Abgesehen von kirchensteuerrechflichen

Besfimmungen , die an anderer Stelle zu behan -

deln sind , sind hier besonders zu erwähnen die

Geseize über den Feierfagsschufz .

à) Württemberg - Baden haf unferm 29 . 10. 1947

diesen Schutz in dem Geseiz Nr. 161 über die Sonn -

tage , Fesftage und Feieriage geregelt ( vergl . VBl .

1948 S. 26) . Von seiten der evangelischen Kirche

wurde diesem Gesefz gegenüber bemängelf , daß

5 Bußhtag am Miftwoch vor dem letzten Sonnfag

des Kirchenjahres einen Schufz nichf erhalfen

8 Dagegen war die Stille am Karfreifag da -

durch ausreichend gewährleisfef , daß an diesem

Tage öffentliche Veransfaltungen und Vergnü -

gungen verboten waren mift Ausnahme der Dar -

bietfung von Werken kirchlicher Tonkunst nach

Beendigung des Hauptgoftesdienstes am Nach -
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spielvorführungen War es Ge

setz haf durch das staatli - etz vom 5. 11

1951 eine Neufa assung e 8 S.
62

Danach erl
EA

B und Be

tag am Miftwoch vor 1e 8 ag de

Kirchenjahres Festtags ˖ ditsstille

Dagegen sind nunmehr am itag , am allge

meinen Buß - und Bettag und am Tofengedenk

tag während des ganzen Tages verbote orf

liche und furnerische 0

mif Schankbefrieb musike Ali
eder Arf und öffentlichen Veranst⸗

und Vergnügungen mit Ausnahme von De

tungen ernster Arf , die der Bedeutung des

angepahßf sind ,
——

des Haupf

gottesdienstes am Vormiftag . Danach istf es mög

lich , auch am Karfreifag öffenfliche Lichtspiel

vorführungen stafffinden zu lassen . Die Darbie

tungen des Staatstheat

minisferium . Das Gese

deren Mangel , auf den

Gegenstandes nachdrücl

ben . Der Karfreitag ist im Landesbezirk Ba

nur geschüfzt in den Geme in denen 8 2

ser Tag herkömmlicherweise
Festt

wird und in den Gemeinden ,

HH2

regelt das Kult

t aber noch einen an -

bei der Berafung des

Chstf hir e —

überwiegend dem evangelischen
]

gehören . Die letfztgenannte Besfimn f˖

auch für den allgemeinen Bußh —

kann also bei der Feier des Buß - und Betf tages
der Fall eintreten — und er istf ei — reten - , daß

in Gemeinden , in denen das evangelische Be

kennfnis eine Kirche und vielleichf ein 88
zwei Pfarrämter besifzft , in der aber die

lische Konfession vielleicht nur um wenige See

len die Mehrheif haf , der Bußb - und Beftag keinen

Feiertagsschufz erhälf . Hier wird nur abgeholien
werden können dadurch , daß man die bewäl

altbadische Einrichtung wieder zur Geltung

bringt , Wwonach der Karfreitag und der Buß - und

XI . Das kirchliche Bauwesen . 15

Die Baufäfigkeif .

Der Berichft , der der ordentlichen — —
synode im März 1948 über das kirchliche Bau

Wesen ersfattet wurde , schloß mit der 33 ——
dab die kirchliche Bautfäfigkeeit nach — damals

erwarfeten Währungsreform mit 9 — — finan -

ziellen Schwierigkeiten werde rechnen müssen ,

wie in den Krisenjahren 1930 ff

Die radikale Währungsreform , die durch die

Militär - Gouverneure und Obersten Befehlshaber

der amerikanischen der britischen und der fran

z6sischen Zone durch das Währungs - und Um -

stellungsgesetz mit dem Stichfag 20 . Juni 1948 an

Bettag überall dort geschüfzf sind , Wo die evan . ereigr
gelische Konfession

————
hat . Es ist anzu : gtob

en , daß in dem kommenden Südwestsfast Baum

ie Feierfagsfrage eine erneute Regelung Arbei

——
die noch besfehenden gema

chen sein werden . zu bs

mühs

b ) Für Südbaden wurde das Feierfagsrecht ſchie
h das Landesgeseiz über den Schutz det kufer

Sonn - und Teieriage vom 26. 2. 1948 ( Veröffent . viedè
cht im staafl . GVBI . erst 1949 S. 4590 und im kirchl bau 2

VII 1950 S. 19 ) geregelf . In diesem Gesetz wurde demn.
von vornherein Abr Karfreitag wie der Buß . und gegel
Beottag am Mittwoch vor dem lefzten Sonntag des laum
Kirchenjahres als staaflicher Feiertag anerkannt Nedi,
Für die beiden Tage wurden ähnliche Verbote Von

hinsichflich der sporflichen Veransfalfungen , der zuge

musikalischen Darbietungen in Räumen mit Notwp
Schankbefrieb und aller anderen der

Unze
gröbe

tung dienenden öffenflichen Veranstalfungen W

sofern sie nicht den diesen Tagen enf sprechel duldi

den Charakter wahren , erlas Der Worflaut ] helfe

des Gesetzes haf einige Abänderungen erfahren noch

und ist in dieser Fassung von uns im VBl . 1051 148

S. 7 bekanntgegeben . Dabei wurden ohne jede ] zsrsfe
Einschränkung — Gründonnersfag und das Re gege

formafionsfest als Kkirchliche Feiertage anerkannt 1552

Was zur Folge hat, daß sie hinsichflich öffent sch /

licher Versammlungen , Auf - und Umzüge , spon vurd
licher und turnerischer ö6ffenflicher Veransfaltun - Nies

gen sowie Hefz - und Treibjagden und hinsicht gehe

lich aller der Unterhaltung dienenden öffent

lichen Veransfaltungen den gleichen Schufz ge. für a
niehen wie der gewöhnliche Sonnfag . Den staat chen

lichen erhält der Karfreitag und] den ,

der Buß - und Bettag in allen Gemeinden , gleich Wir !

gültig , ob 810 evangelische Konfession dort in 4 Je

der Mehrheit ist oder die Pfarrechfe Desifzf . Licht vurd

spiel - und Theafervorführungen sind an den ge sal ,
nannten Tagen auch zugelassen , sofern sie den Wall
diesen Tagen enfsprechenden Charakfer Wahren Jöhli

der

viel

reich

meir

Kkind

geordnet wurde , machfe aus 12 773 000 Reiche 6500

mark Altgeld 830 O000 Deutsche Mark nèeuèes Geld groß

Dieses nèue Geld wurde für die Bestreitung det B
laufenden Bedürfnisse des landeskirchlichen ] zerst

Haushalfs , insbesondere für die Erfüllung von ] von
Gehalfs - und Lohnansprüchen benötigt . Für bau] Kirc

liche Zwecke blieb nichts übrig . Auch aus den] Zähi
Einnahmen der Landeskirche , die infolge des] die

Kirchenlohnsfeuer - Abzugsverfahrens sofort Teil

flieben anfingen und aus den laufenden Einnah ] dere

men der Kirchengemeinden , die langsamer flo -
1

sen , konnten Miftel hierfür zunächst nicht bereil

gestellt werden . Da die Raumnot der Gemein

den , deren kirchliche Gebäude durch die Krieg -

besc

Wur,
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